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VORGESCHICHTE Die Erdölkrise von 1973 und kurzfristige Versorgungsengpässe beim Zuk-
ker und beim Reis machen Mitte der 1970er-Jahre deutlich, dass eine nur 
auf Kriegssituationen ausgerichtete Versorgungspolitik modernen Kri-
senlagen nicht mehr zu genügen vermag (BBl 1978 II 700). Der Bundesrat 
gibt deshalb 1977 eine neue Verfassungsbestimmung in die Vernehmlas-
sung, die ganz allgemein ein Abweichen von der Handels- und Gewerbe-
freiheit zur Sicherstellung der Versorgung mit lebenswichtigen Gütern 
und Dienstleistungen ermöglicht. Ergänzend zu diesem Verfassungsarti-
kel präsentiert die von der Landesregierung eingesetzte Expertenkom-
mission einen Gesetzesentwurf, der unter anderem eine Ausdehnung der 
Pflichtlagerhaltung für nicht importierende Firmen vorsieht.  

In der Vernehmlassung wird die Notwendigkeit einer Neuregelung im Be-
reich der Landesversorgung grundsätzlich nicht bestritten. Die Wirt-
schaftsverbände und die FDP äussern allerdings die Befürchtung, dass 
die neue Kompetenz vom Bund für Konjunktur- und Strukturpolitik miss-
braucht werden könnte. Sie fordern darum eine engere Formulierung des 
Verfassungstextes. Der Bundesrat trägt diesem Einwand Rechnung und 
beschränkt Staatseingriffe auf schwere Mangellagen, welche die Wirt-
schaft alleine nicht beheben kann. Derart entschärft, passiert die Vorlage 
problemlos beide Räte und wird vom National- und vom Ständerat ohne 
eine einzige Gegenstimme angenommen. 

GEGENSTAND Die Bundesverfassung soll wie folgt geändert werden: Wenn das Gesamt-
interesse es rechtfertigt, kann der Bund – nötigenfalls in Abweichung von 
der Handels- und Gewerbefreiheit – Vorschriften über vorsorgliche 
Massnahmen der wirtschaftlichen Landesverteidigung sowie zur Sicher-
stellung der Versorgung mit lebenswichtigen Gütern und Dienstleistun-
gen erlassen. Dies gilt bei schweren Mangellagen, welche die Wirtschaft 
nicht selber zu beheben vermag. 

ABSTIMMUNGSKAMPF Mit Ausnahme der POCH, die Stimmfreigabe beschliessen, geben alle 
Parteien sowie die Arbeitgeber- und die Arbeitnehmerverbände die Ja-
parole aus. Ein Abstimmungskampf im eigentlichen Sinn findet deshalb 
gar nicht statt. 

ERGEBNIS Der neue Verfassungsartikel wird bei einer Beteiligung von 34,5% von 
Volk und Ständen sehr klar angenommen. 86,1% der Stimmenden spre-
chen sich für die Vorlage aus. In einzelnen Kantonen erreichen die Ja-
stimmenanteile gar Werte über 90%, namentlich in Basel-Stadt, im Tes-
sin und in Genf. 
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